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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Ausrichtung für das Jahr 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Es ist angebracht, wie in den vergangenen Jahren 
die höchstmögliche Beteiligung des Fonds für Pro- 
duktionsstrukturvorhaben, die gemäß Verordnung 
Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 über 
die Bedingungen für die Beteiligung des Europäi- 
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land- 
wirtschaft ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2809/73 2), für 1974 eingereicht wurden, 
auf 45 V. H. zu erhöhen. Jedoch ist angesichts der 
gegenwärtigen Schwierigkeiten auf den Märkten 
einiger Agrarerzeugnisse ein Zuschuß, der höher als 
25 V. H. der Investitionen ist, nur für bestimmte 
Vorhaben zu gewähren. 

Auch ist eine unterschiedliche finanzielle Beteili- 
gung der Begünstigten vorzusehen, die für Produk- 
tions- und für Vermarktungsstrukturvorhaben ver- 
schieden hoch ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Abweichend von Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 
erster Gedankenstrich der Verordnung Nr. 17/64/ 
EWG kann der Zuschuß des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 


Abteilung Ausrichtung, für bestimmte für das Jahr 
1974 eingereichte Vorhaben, die den Bedingungen 
von Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben a und b der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG entsprechen, bis zu 45 
V. H. der Investitionen betragen. Die Vorschriften 
des Artikels 18 Absatz 1 dritter Gedankenstrich der- 
selben Verordnung in der Fassung von Artikel 2 der 
vorliegenden Verordnung bleiben unberührt. 


Artikel 2 

Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 dritter Gedanken- 
strich der Verordnung Nr. 17/64/EWG erhält fol- 
gende Fassung: 

„ — muß die finanzielle Beteiligung desjenigen, dem 
die Verbesserung zugute kommt, bei den für 
1971, 1972, 1973 und 1974 eingereichten Vor- 
haben, jedoch 

— bei Vorhaben betreffend die Produktions- 
struktur mindestens 20 v. H., 

— bei Vorhaben betreffend die Vermarktungs- 
struktur mindestens 38 v. H. 

betragen." 


A r t i k e 1 3 ^ 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 290 
vom 17. Oktober 1973, S. 1 
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Begründung 


Einige durch die Verordnungen EWG Nr. 2591/70, 
847/72 und 2809/73 für 1971, 1972 und 1973 einge- 
führte Maßnahmen, nämlich die Erhöhung der höchst- 
möglichen Beteiligung des Fonds für einige Produk- 
tionsstrukturvorhaben auf 45 V. H. und eine für 
Produktions- und für Vermarktungsstrukturvorha- 
ben verschieden hohe finanzielle Beteiligung der 
Begünstigten müssen auch für die gemäß Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG für 1974 eingereichten Vorha- 
ben vorgesehen werden, da die Gründe, die den Rat 
zur Verabschiedung dieser Maßnahmen veranlaßt 
hatten, weiterbestehen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1974 - H4 -680 70- E- Ga 8/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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